AntragstellerIn:

[VORNAME ,NAME]

[Funktion]

[Name des Gremiums]

Der/ Die / Das [Name der Institution] möge beschließen:

Der/ Die / Das [Name der Institution] erkennt die Geltung des UN-Paktes für wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (kurz UN-Sozialpakt) an.

Der/ Die / Das [Name der Institution] fordert die Bundesregierung hiermit auf den mit der Ratifizierung im Jahre 1973 in geltendes Bundesrecht übergegangenen Pakt endlich Geltung zu verschaffen. Insbesondere die in Artikel 13 eingeforderte allmähliche Einführung von Unentgeltlichkeit des gesamten Bildungssystems ist endlich Geltung zu verschaffen. 

Zur Begründung:

Das Bundesverfassungsgericht wies in seiner Urteilsbegründung zur Einführung allgemeiner Studiengebühren im Januar 2005 auf die Gültigkeit und die Verpflichtung zur Einhaltung bzw. Erfüllung dieses Paktes noch einmal ausdrücklich hin. Allerdings ist dieser Pakt in der Bevölkerung und bei den politischen EntscheidungsträgerInnen relativ unbekannt. Die Verabschiedung dieser Resolution dient somit auch der Bekanntmachung dieses Paktes.

Zudem wird das über Jahrzehnte gebührenfreie Hochschulstudium schrittweise geschliffen. Sieben von 16 Bundesländern führen 2007 allgemeine Studiengebühren ab dem ersten Semester ein und verstoßen damit gegen den UN-Sozialpakt. Dies darf nicht weiter geschehen. 
